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BEGRÜNDUNG 

1. GEGENSTAND DES VORSCHLAGS 
Dieser Vorschlag betrifft den Beschluss zur Festlegung des Standpunkts, der im Namen der 
Union auf der 13. Tagung der Generalversammlung der Zwischenstaatlichen Organisation für 
den internationalen Eisenbahnverkehr (OTIF) am 25. und 26. September 2018 zu bestimmten 
Änderungen des Übereinkommens über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) und 
seiner Anhänge zu vertreten ist. Die Sitzungsunterlagen sind auf der Website der OTIF unter 
folgendem Link abrufbar: http://extranet.otif.org/en/?page_id=1071. 

2. KONTEXT DES VORSCHLAGS 

2.1. Das Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr (Convention 
relative aux Transports Internationaux Ferroviaires, COTIF) 

Das COTIF-Übereinkommen regelt die Arbeitsweise der OTIF sowie ihre Ziele, Befugnisse, 
Beziehungen zu den Mitgliedstaaten und ihre Tätigkeiten im Allgemeinen. Das COTIF-
Übereinkommen wurde von 46 Ländern, darunter 26 EU-Mitgliedstaaten (alle mit Ausnahme 
von Zypern und Malta), unterzeichnet. Seit dem 1. Juli 2011 ist auch die Europäische Union 
Vertragspartei des COTIF-Übereinkommens. 

Dieses besteht aus zwei Teilen: dem eigentlichen Übereinkommen und sieben Anhängen, in 
denen einheitliche Rechtsvorschriften für den Eisenbahnverkehr festgelegt werden, d. h. 
funktionale technische Anforderungen und Musterverträge für die Beförderung von Personen 
und Gütern (Anhang A: Vertrag über die internationale Eisenbahnbeförderung von Personen – 
CIV; Anhang B: Vertrag über die internationale Eisenbahnbeförderung von Gütern – CIM; 
Anhang C: Ordnung für die internationale Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter – RID; 
Anhang D: Vertrag über die Verwendung von Wagen im internationalen Eisenbahnverkehr – 
CUV; Anhang E: Vertrag über die Nutzung der Infrastruktur im internationalen 
Eisenbahnverkehr – CUI; Anhang F: Verbindlicherklärung technischer Normen und Annahme 
einheitlicher technischer Vorschriften für Eisenbahnmaterial, das zur Verwendung im 
internationalen Verkehr bestimmt ist – APTU; Anhang G: Technische Zulassung von 
Eisenbahnmaterial, das im internationalen Verkehr verwendet wird – ATMF). 

2.2. Die Vereinbarung zwischen der Europäischen Union und der 
Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr 
(OTIF) 

Am 16. Juni 2011 verabschiedete der Rat den Beschluss 2013/103/EU über die 
Unterzeichnung und den Abschluss der Vereinbarung zwischen der Europäischen Union und 
der Zwischenstaatlichen Organisation für den Internationalen Eisenbahnverkehr über den 
Beitritt der Europäischen Union zum Übereinkommen über den Internationalen 
Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des Änderungsprotokolls von 
Vilnius vom 3. Juni 1999. Die Vereinbarung trat am 1. Juli 2011 in Kraft. Nach dem 
Beschluss 2013/103/EU des Rates vertritt die Kommission die Union auf Sitzungen der OTIF. 
Zudem enthält der Beschluss eine Erklärung der Union über die Ausübung der 
Zuständigkeiten (Anhang I) und sieht interne Regelungen für den Rat, die Mitgliedstaaten und 
die Kommission in Bezug auf die Verfahren im Rahmen der OTIF (Anhang III) vor. 

2.3. Die Generalversammlung der OTIF 
Die Generalversammlung ist das oberste Beschlussfassungsgremium der OTIF. Sie hält alle 
drei Jahre eine ordentliche Sitzung ab. Zudem kann sie außerordentliche Sitzungen 
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einberufen. Die Generalversammlung fasst Beschlüsse über Vorschläge zur Änderung des 
Übereinkommens. In Abhängigkeit vom Einzelfall müssen die Hälfte oder zwei Drittel der 
Mitgliedstaaten den angenommenen Änderungen zustimmen. Die letzte Tagung der 
Generalversammlung fand im September 2015 statt. 

Die Union und/oder ihre Mitgliedstaaten beteiligen sich an diesem Prozess gemäß den OTIF-
Verfahrensregeln, der Geschäftsordnung der Generalversammlung und den Bestimmungen 
der Vereinbarung über den Beitritt der Union zum COTIF-Übereinkommen. 

Die Generalversammlung ist beschlussfähig, wenn zum Zeitpunkt der Abstimmung die 
Mehrheit bzw. zwei Drittel der stimmberechtigten OTIF-Mitgliedstaaten vertreten sind. 

2.4. Der geplante Rechtsakt der Generalversammlung der OTIF 
Die Generalversammlung der OTIF wird auf ihrer 13. Tagung am 25. und 26. September 
2018 voraussichtlich bestimmte Änderungen des COTIF-Übereinkommens sowie der 
Anhänge E (Vertrag über die Nutzung der Infrastruktur im internationalen 
Eisenbahnverkehr – CUI) und G (Technische Zulassung von Eisenbahnmaterial, das im 
internationalen Verkehr verwendet wird – ATMF) beschließen und über die Annahme eines 
neuen Anhangs H über den sicheren Betrieb von Zügen im internationalen Verkehr 
entscheiden. 

Der geplante Rechtsakt wird gemäß den Artikeln 33 und 34 des COTIF-Übereinkommens 
verbindlich; dieses sieht in Artikel 34 Folgendes vor: 

„§ 1 Die von der Generalversammlung beschlossenen Änderungen des Übereinkommens 
werden den Mitgliedstaaten vom Generalsekretär mitgeteilt. 
§ 2 Die von der Generalversammlung beschlossenen Änderungen des Übereinkommens selbst 
treten zwölf Monate nach Genehmigung durch zwei Drittel der Mitgliedstaaten für alle 
Mitgliedstaaten in Kraft mit Ausnahme der Mitgliedstaaten, die vor Inkrafttreten der 
Änderungen erklären, dass sie ihnen nicht zustimmen. 
§ 3 Die von der Generalversammlung beschlossenen Änderungen der Anhänge zum 
Übereinkommen treten zwölf Monate nach Genehmigung durch die Hälfte der 
Mitgliedstaaten, die eine Erklärung gemäss Artikel 42 § 1 Satz 1 nicht abgegeben haben, für 
alle Mitgliedstaaten in Kraft mit Ausnahme derjenigen Mitgliedstaaten, die vor Inkrafttreten 
der Änderungen erklären, dass sie ihnen nicht zustimmen, sowie derjenigen Mitgliedstaaten, 
die eine Erklärung gemäss Artikel 42 § 1 Satz 1 abgegeben haben.“ 
Zudem wird die Generalversammlung auf ihrer 13. Tagung über bestimmte weitere Fragen, 
wie Änderungen ihrer Geschäftsordnung, die Wahl des Generalsekretärs der OTIF sowie die 
Wahl der Mitglieder des Verwaltungsausschusses, entscheiden. 

3. IM NAMEN DER EUROPÄISCHEN UNION ZU VERTRETENDER STANDPUNKT 
Alle auf der 13. Tagung der Generalversammlung der OTIF zu behandelnden materiellen 
Tagesordnungspunkte wurden bereits auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses im 
Februar 2018 erörtert und/oder genehmigt. Dies betrifft insbesondere die Punkte 10, 12, 13 
und 14. Der jeweils im Namen der Union zu vertretende Standpunkt und die Ausübung der 
Stimmrechte im Namen der Union beruhen daher auf dem Beschluss (EU) 2018/319 des 
Rates1 und wurden entsprechend abgeleitet. 

Nachstehend wird der Standpunkt zusammenfassend erläutert und begründet: 

                                                 
1 ABl. L 62 vom 5.3.2018, S. 10. 
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TOP 5: Änderung der Geschäftsordnung 

Die vorgeschlagenen Änderungen der Geschäftsordnung der OTIF-Generalversammlung 
betreffen die Fristen für die Einreichung und den Versand von Unterlagen, die Teilnahme 
unabhängiger Sachverständiger und eine Klärung der Bestimmungen über die Ausübung der 
Rechte regionaler Organisationen. Die derzeitige Fassung der Geschäftsordnung stammt aus 
der Zeit vor dem Beitritt der Union zum COTIF-Übereinkommen, weshalb einige 
Bestimmungen aktualisiert werden müssen. Insbesondere müssen die Bestimmungen über die 
Stimmrechte der Union und die Feststellung der Beschlussfähigkeit (Artikel 20 und 21) 
geändert werden, um Artikel 38 des COTIF-Übereinkommens und die Vereinbarung 
zwischen der EU und der OTIF einzuhalten. Mit den anderen vorgeschlagenen Änderungen 
sollen ordnungsgemäße Verfahren der Generalversammlung sichergestellt werden, die auf 
bewährter internationaler Praxis und der bewährten Praxis der OTIF beruhen; sie sollten 
ebenfalls befürwortet werden. 

TOP 8: Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen und Verbänden 

Nach dem Vorschlag des OTIF-Sekretariats soll die Generalversammlung einen Beschluss zur 
Ermächtigung des Verwaltungsausschusses fassen, Konsultationsgruppen mit anderen 
internationalen Organisationen und Verbänden einzurichten oder aufzulösen und die 
Arbeitsweise dieser Gruppen zu überwachen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt teilt die Union 
das Ziel, in den jeweiligen Fragen ein gewisses Maß an Flexibilität zuzulassen. Den 
Vorschlag selbst kann sie jedoch nicht akzeptieren, da er im Wesentlichen vorsieht, dem 
Verwaltungsausschuss eine neue Aufgabe zu übertragen, die über die in Artikel 15 § 2 des 
COTIF-Übereinkommens genannten Aufgaben hinausgeht, ohne dass das Übereinkommen 
nach den anwendbaren Verfahren formell geändert wird. 

Die Union sollte den Vorschlag des OTIF-Sekretariats daher ablehnen; stattdessen kann sie 
vorschlagen, dass die Generalversammlung gemäß Artikel 13 § 2 des Übereinkommens 
vorübergehend einen Ad-hoc-Ausschuss mit der Aufgabe einrichtet, Konsultationsgruppen 
mit anderen internationalen Organisationen und Verbänden einzurichten oder aufzulösen und 
die Arbeitsweise dieser Gruppen zu beaufsichtigen. Die Tätigkeiten des Ausschusses sollten 
sich am OTIF-Arbeitsprogramm orientieren und mit diesem im Einklang stehen. In diesem 
Zusammenhang ist zu beachten, dass diese Aufgaben in allen Bereichen praktische 
Auswirkungen auf die Entwicklung von Strategien auf OTIF-Ebene haben. Daher ist 
sicherzustellen, dass die Union gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Beitrittsvereinbarung an diesen 
Tätigkeiten in vollem Umfang teilnimmt. 

Ein Zeitraum von vier Jahren sollte ausreichen, um vor Ablauf beurteilen zu können, ob 
ausreichend Erfahrungen gewonnen wurden. Ist dies der Fall, könnte nach einer 
angemessenen Vorbereitung eine Änderung des Übereinkommens zur Einführung einer 
strukturellen Lösung in Betracht gezogen werden, die den in Artikel 5 Absatz 1 der 
Beitrittsvereinbarung vorgesehenen Garantien für die Union Rechnung trägt  

TOP 10: Teilrevision des Grundübereinkommens – Änderung des Verfahrens zur Revision 
des COTIF 

Wie die Gespräche auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses im Februar 2018 zu diesem 
Thema ergeben haben, ist es erforderlich und angemessen, die vorgeschlagene Änderung des 
COTIF-Übereinkommens zu unterstützen, wonach ein fester Zeitraum (36 Monate) für das 
Inkrafttreten der von der Generalversammlung beschlossenen Änderungen der Anhänge 
vorgesehen ist, einschließlich einer Flexibilitätsklausel, nach der diese Frist im Einzelfall 
verlängert werden kann, wenn dies von der Generalversammlung mit der in Artikel 14 § 6 des 
COTIF-Übereinkommens vorgesehenen Mehrheit beschlossen wurde. Der Vorschlag zielt 
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darauf ab, das Verfahren zur Revision des COTIF-Übereinkommens im Hinblick auf eine 
kohärente und rasche Umsetzung von Änderungen des Übereinkommens und seiner Anhänge 
zu verbessern und zu erleichtern und nachteilige Auswirkungen des derzeit langwierigen 
Revisionsverfahrens zu verhindern, wie beispielsweise das Risiko, dass es intern zu einem 
Missverhältnis zwischen den vom Revisionsausschuss und den von der OTIF-
Generalversammlung angenommenen Änderungen und extern zu einem Missverhältnis vor 
allem gegenüber dem Unionsrecht kommt. 

TOP 12 – Teilrevision der ER CUI 

Es ist angezeigt, im Einklang mit den auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses im 
Februar 2018 genehmigten Änderungen die Änderungen der ER CUI zu befürworten, die im 
Wesentlichen darauf abzielen, den Anwendungsbereich der ER CUI zu klären; dazu wird in 
Artikel 3 die Definition des Begriffs „internationaler Eisenbahnverkehr“ eingeführt, der 
„einen Verkehr [bezeichnet], der die Nutzung einer internationalen Trasse oder mehrerer 
aufeinanderfolgender Trassen erfordert, die sich in mindestens zwei Staaten befinden und von 
den betroffenen Infrastrukturbetreibern koordiniert sind“, und Artikel 1 (Anwendungsbereich) 
wird unter Beibehaltung der Verknüpfung mit den ER CIV und den ER CIM entsprechend 
angepasst. So soll sichergestellt werden, dass die ER CUI für ihren vorgesehenen Zweck, d. h. 
im internationalen Eisenbahnverkehr, systematischer angewendet werden. Die 
vorgeschlagenen Änderungsentwürfe stehen mit den Definitionen und Bestimmungen der 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union in Bezug auf die Verwaltung der 
Eisenbahninfrastruktur und die Koordinierung zwischen den Infrastrukturbetreibern (z. B. 
Artikel 40, 43 und 46 der Richtlinie 2012/34/EU2 (Neufassung)) im Einklang. Der 
vorgeschlagene Änderungsentwurf zu Artikel 8 (Haftung des Betreibers) ist im Wesentlichen 
redaktioneller Art und lässt den Anwendungsbereich und den materiellen Inhalt der 
Bestimmung unberührt. Die vorgeschlagenen Änderungen des Artikels 9 sowie der Artikel 3, 
5, 5bis, 7 und 10 sind rein redaktioneller Art. 

TOP 13: Teilrevision der ER ATMF 

Auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses wurde eine Teilrevision der ER ATMF 
beschlossen. Diese Revision umfasste jedoch auch einige kleinere redaktionelle oder 
sprachliche Änderungen der Artikel 1, 3 und 9 der ER ATMF, für die der Revisionsausschuss 
nicht zuständig ist. Diese sollten daher von der Generalversammlung beschlossen werden. Die 
Bestimmungen der ER ATMF sind mit den Bestimmungen der EU-Interoperabilitätsrichtlinie 
2008/57/EG3 und Teilen der Richtlinie 2004/49/EG über die Eisenbahnsicherheit4 vereinbar. 
Mit der Annahme des vierten Eisenbahnpakets hat die Union im Jahr 2016 mehrere 
Bestimmungen dieser Rechtsakte geändert. Auf der Grundlage einer Analyse der Kommission 
bereiteten das OTIF-Sekretariat und die entsprechende Arbeitsgruppe Änderungen der 
Artikel 2, 3a, 5, 6, 7, 10, 10b, 11 und 13 der ER ATMF vor. Diese sind notwendig, um die 
Terminologie mit den neuen EU-Bestimmungen in Einklang zu bringen und einigen 
verfahrenstechnischen Änderungen in der EU Rechnung zu tragen, insbesondere der 
Tatsache, dass die Eisenbahnagentur der EU für die Erteilung von Fahrzeuggenehmigungen 

                                                 
2 Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 2012 zur 

Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums (Neufassung) (ABl. L 343 vom 
14.12.2012, S. 32). 

3 Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über die 
Interoperabilität des Eisenbahnsystems in der Gemeinschaft (Neufassung) (ABl. L 191 vom 18.7.2008, 
S. 1). 

4 Richtlinie 2004/49/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 über 
Eisenbahnsicherheit in der Gemeinschaft (ABl. L 164 vom 30.4.2004, S. 44). 
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zuständig sein wird. Das Grundkonzept der ATMF ist von den vorgeschlagenen Änderungen 
nicht betroffen.  

TOP 14: Neuer Anhang H über den sicheren Betrieb von Zügen im internationalen Verkehr 

Der Entwurf des neuen Anhangs H enthält Bestimmungen zur Regelung des sicheren Betriebs 
von Zügen im internationalen Verkehr, um das COTIF-Übereinkommen mit den 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union in Einklang zu bringen und die Interoperabilität 
über die Europäische Union hinaus zu unterstützen. Der vorgeschlagene Text steht mit den 
Bestimmungen der neuen Richtlinie (EU) 2016/798 über die Eisenbahnsicherheit5 und dem 
damit verbundenen Sekundärrecht im Einklang. Der Vorschlag zur Aufnahme dieses neuen 
Anhangs H sollte unterstützt werden. Dazu müssen auch einige Bestimmungen des COTIF-
Übereinkommens geändert werden. 

Die vorgeschlagenen Texte werden der Generalversammlung gemäß einem auf der 
26. Tagung des Revisionsausschusses gefassten Beschluss übermittelt und stehen mit dem 
Standpunkt, den die Union bereits vor der Tagung des Revisionsausschuss festgelegt hat, 
vollständig im Einklang. 

4. RECHTSGRUNDLAGE 

4.1. Verfahrensrechtliche Grundlage 
Nach Artikel 218 Absatz 9 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) werden die „Standpunkte, die im Namen der Union in einem durch eine 
Übereinkunft eingesetzten Gremium zu vertreten sind, sofern dieses Gremium rechtswirksame 
Akte, mit Ausnahme von Rechtsakten zur Ergänzung oder Änderung des institutionellen 
Rahmens der betreffenden Übereinkunft, zu erlassen hat“ in Beschlüssen festgelegt. 

Der Begriff „rechtswirksame Akte“ erfasst auch Akte, die kraft völkerrechtlicher Regelungen, 
denen das jeweilige Gremium unterliegt, Rechtswirkung entfalten. Darunter fallen auch 
Instrumente, die völkerrechtlich nicht bindend, aber geeignet sind, „den Inhalt der vom 
Unionsgesetzgeber … erlassenen Regelung maßgeblich zu beeinflussen“6. 

Die OTIF-Generalversammlung ist ein durch eine Übereinkunft – das Übereinkommen über 
den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) – eingesetztes Gremium. Die Akte, die die 
OTIF-Generalversammlung erlässt, haben Rechtswirkung. Die vorgesehenen Akte sind 
geeignet, den Inhalt des im Bereich des Eisenbahnverkehrs erlassenen Unionsrechts 
maßgeblich zu beeinflussen.  

Der institutionelle Rahmen des Abkommens wird durch die vorgesehenen Akte weder ergänzt 
noch geändert. 

Somit ist Artikel 218 Absatz 9 AEUV die verfahrensrechtliche Grundlage für den 
vorgeschlagenen Beschluss. 

4.2. Materielle Rechtsgrundlage 
Die materielle Rechtsgrundlage für einen Beschluss nach Artikel 218 Absatz 9 AEUV hängt 
in erster Linie vom Ziel und Inhalt des vorgesehenen Rechtsakts ab, zu dem ein im Namen der 
Union zu vertretender Standpunkt festgelegt wird. Liegt dem vorgesehenen Rechtsakt ein 
doppelter Zweck oder Gegenstand zugrunde und lässt sich einer davon als der wichtigste 

                                                 
5 Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über 

Eisenbahnsicherheit (Neufassung) (ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 102). 
6 Urteil des Gerichtshofs vom 7. Oktober 2014, Deutschland/Rat, C-399/12, ECLI:EU:C:2014:2258, 

Rn. 61 bis 64.  
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ermitteln, während der andere von untergeordneter Bedeutung ist, so muss der Beschluss nach 
Artikel 218 Absatz 9 AEUV auf eine einzige materielle Rechtsgrundlage gestützt werden, 
nämlich auf diejenige, die der wichtigste oder vorrangige Zweck oder Gegenstand verlangt. 

Hauptzweck und Inhalt des vorgesehenen Rechtsakts betreffen den Bereich 
„Schienenverkehr“.  

Somit ist Artikel 91 AEUV die materielle Rechtsgrundlage für den vorgeschlagenen 
Beschluss. 
4.3. Schlussfolgerungen 
Die Rechtsgrundlage für den vorgeschlagenen Beschluss sollte Artikel 91 in Verbindung mit 
Artikel 218 Absatz 9 AEUV bilden. 

5. VERÖFFENTLICHUNG DES GEPLANTEN RECHTSAKTS 
Da mit dem Rechtsakt der OTIF-Generalversammlung das COTIF und einige seiner Anhänge 
geändert werden, sollte er nach seiner Annahme im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht werden. 
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2018/0295 (NLE) 

Vorschlag für einen 

BESCHLUSS DES RATES 

zur Festlegung des im Namen der Europäischen Union auf der 13. Generalversammlung 
der Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr 

(OTIF) zu vertretenden Standpunkts zu bestimmten Änderungen des Übereinkommens 
über den internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) und seiner Anhänge 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION – 
gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 
Artikel 91 in Verbindung mit Artikel 218 Absatz 9, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Union ist dem Übereinkommen über den internationalen Eisenbahnverkehr vom 
9. Mai 1980 in der Fassung des Änderungsprotokolls von Vilnius vom 3. Juni 1999 
(im Folgenden „COTIF-Übereinkommen“) durch den Beschluss 2013/103/EU des 
Rates7 beigetreten. 

(2) Nach dem Beschluss 2013/103/EU des Rates vertritt die Kommission die Union bei 
Sitzungen der Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen 
Eisenbahnverkehr (OTIF). 

(3) Alle Mitgliedstaaten mit Ausnahme von Zypern und Malta sind Vertragsparteien des 
COTIF-Übereinkommens und wenden es an. 

(4) Die Generalversammlung der OTIF wurde gemäß Artikel 13 § 1 Buchstabe a des 
COTIF-Übereinkommens eingerichtet (im Folgenden „Generalversammlung“). Auf 
ihrer 13. Tagung, die am 25. und 26. September 2018 stattfindet, wird die 
Generalversammlung voraussichtlich über bestimmte Änderungen des COTIF-
Übereinkommens sowie von dessen Anhängen E (Einheitliche Rechtsvorschriften für 
den Vertrag über die Nutzung der Infrastruktur im internationalen Eisenbahnverkehr – 
CUI) und G (Technische Zulassung von Eisenbahnmaterial, das im internationalen 
Verkehr verwendet wird – ATMF) beschließen. Zudem soll die Generalversammlung 
auf dieser Tagung über die Annahme eines neuen Anhangs H des COTIF-
Übereinkommens über den sicheren Betrieb von Zügen im internationalen Verkehr 
beschließen. 

(5) Es ist angezeigt, den im Namen der Union auf der 13. Tagung der OTIF-
Generalversammlung zu vertretenden Standpunkt festzulegen, da die vorgesehenen 
Änderungen des COTIF-Übereinkommens und seiner Anhänge für die Union bindend 
sein werden und geeignet sind, den Inhalt von Rechtsvorschriften der Union, nämlich 

                                                 
7 Beschluss 2013/103/EU des Rates vom 16. Juni 2011 über die Unterzeichnung und den Abschluss der 

Vereinbarung zwischen der Europäischen Union und der Zwischenstaatlichen Organisation für den 
Internationalen Eisenbahnverkehr über den Beitritt der Europäischen Union zum Übereinkommen über 
den Internationalen Eisenbahnverkehr (COTIF) vom 9. Mai 1980 in der Fassung des 
Änderungsprotokolls von Vilnius vom 3. Juni 1999 (ABl. L 51 vom 23.2.2013, S. 1). 

www.parlament.gv.at

https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=32259&code1=INT&code2=&gruppen=Year:2018;Nr:0295;Code:NLE&comp=0295%7C2018%7C
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=32259&code1=BES&code2=&gruppen=Link:2013/103/EU;Year2:2013;Nr2:103&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=32259&code1=BES&code2=&gruppen=Link:2013/103/EU;Year2:2013;Nr2:103&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=32259&code1=RAG&code2=VKR&gruppen=&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=32259&code1=RAG&code2=VKR&gruppen=&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=32259&code1=BES&code2=&gruppen=Link:2013/103/EU;Year2:2013;Nr2:103&comp=
https://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXVI&ityp=EU&inr=32259&code1=ABL&code2=&gruppen=Code:L;Nr:51;Day:23;Month:2;Year:2013;Page:1&comp=


 

DE 8  DE 

der Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des Rates8 und der 
Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates9 maßgeblich zu 
beeinflussen. 

(6) Ziel der Änderungen der Geschäftsordnung der OTIF-Generalversammlung ist die 
erforderliche Aktualisierung einiger Bestimmungen aufgrund des Beitritts der Union 
zum COTIF-Übereinkommen im Jahr 2011, insbesondere in Bezug auf die 
Bestimmungen über das Stimmrecht regionaler Organisationen und die Festlegung des 
Quorums. 

(7) Die Änderungen des COTIF-Übereinkommens zielen darauf ab, das Verfahren zur 
Revision des COTIF-Übereinkommens im Hinblick auf eine kohärente und rasche 
Umsetzung von Änderungen seiner Anhänge zu verbessern und zu erleichtern und 
nachteilige Auswirkungen des derzeit langwierigen Revisionsverfahrens zu 
verhindern, wie beispielsweise das Risiko, dass es intern zu einem Missverhältnis 
zwischen den vom Revisionsausschuss und den von der OTIF-Generalversammlung 
angenommenen Änderungen und extern zu einem Missverhältnis vor allem gegenüber 
dem Unionsrecht kommt. 

(8) Mit den Änderungen des Anhangs E (CUI) soll der Geltungsbereich der Einheitlichen 
Rechtsvorschriften im Bereich CUI klargestellt werden, um deren systematischere 
Anwendung auf ihren Verwendungszweck sicherzustellen – d. h. ihre Anwendung im 
internationalen Eisenbahnverkehr, wie beispielsweise in den Güterverkehrskorridoren 
und im internationalen Schienenpersonenverkehr. 

(9) Die Änderungen des Anhangs G (ATMF) zielen – insbesondere nach Annahme des 
vierten Eisenbahnpakets durch die Union im Jahr 2016 – auf eine Angleichung der 
OTIF-Vorschriften an die Unionsvorschriften ab. 

(10) Die meisten der vorgeschlagenen Änderungen stehen mit der Gesetzgebung und den 
strategischen Zielen der Union im Einklang und sollten daher von der Union 
unterstützt werden. 

(11) Der von der Union auf der 13. Tagung der Generalversammlung der OTIF zu 
vertretende Standpunkt sollte daher auf dem Anhang dieses Beschlusses beruhen –  

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 
1. Der im Namen der Union auf der 13. Tagung der Generalversammlung der 

Zwischenstaatlichen Organisation für den internationalen Eisenbahnverkehr (OTIF) 
zu vertretende Standpunkt ist im Anhang festgelegt. 

2. Geringfügige Änderungen der im Anhang dieses Beschlusses dargelegten 
Standpunkte können ohne weiteren Beschluss des Rates von den Vertretern der 
Union auf der Generalversammlung vereinbart werden. 

                                                 
8 Richtlinie (EU) 2016/797 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über die 

Interoperabilität des Eisenbahnsystems in der Europäischen Union (ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 44). 
9 Richtlinie (EU) 2016/798 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2016 über 

Eisenbahnsicherheit (ABl. L 138 vom 26.5.2016, S. 102). 
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Artikel 2 
Die auf der 13. Tagung der Generalversammlung gefassten Beschlüsse werden nach ihrem 
Erlass im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Artikel 3 
Dieser Beschluss ist an die Kommission und an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

Geschehen zu Brüssel am […] 

 Im Namen des Rates 
 Der Präsident 
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ANHANG 

1. EINLEITUNG 
Am 25. und 26. September 2018 findet die 13. Tagung der Generalversammlung der 
Zwischenstaatlichen Organisation für den Internationalen Eisenbahnverkehr 
(Intergovernmental Organisation Convention for International Carriage by Rail, OTIF) statt. 
Die Sitzungsunterlagen sind auf der Website der OTIF unter folgendem Link abrufbar: 
http://extranet.otif.org/en/?page_id=1071. 

2. BEMERKUNGEN ZU DEN TAGESORDNUNGSPUNKTEN (TOP) 

TOP 1: Wahl des Vorsitzes und des stellvertretenden Vorsitzes 
Dokument(e): entfällt 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: entfällt 

TOP 2: Annahme der Tagesordnung 
Dokument(e): SG-18028-AG 13/2.1; SG-18047-AG 13/2.2 
Zuständigkeit: Union (geteilt und ausschließlich) 
Ausübung der Stimmrechte: Union 

Standpunkt: Zustimmung zur Annahme des Tagesordnungsentwurfs 

TOP 3: Bestellung des Ausschusses zur Prüfung der Vollmachten 
Dokument(e): entfällt 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: entfällt 

TOP 4: Organisation der Arbeit und Bildung der für notwendig erachteten Ausschüsse 
Dokument(e): entfällt 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: entfällt 

TOP 5: Änderung der Geschäftsordnung 
Dokument(e): SG-18030-AG 13/5 
Zuständigkeit: Union (geteilt und ausschließlich) 
Ausübung der Stimmrechte: Union 

Standpunkt: Unterstützung der Änderungen der Geschäftsordnung der Generalversammlung. 

Die vorgeschlagenen Änderungen der Geschäftsordnung der OTIF-Generalversammlung 
betreffen die Fristen für die Einreichung und den Versand von Unterlagen, die Teilnahme 
unabhängiger Sachverständiger und eine Klärung der Bestimmungen über die Ausübung der 
Rechte regionaler Organisationen. Die derzeitige Fassung der Geschäftsordnung stammt aus 
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der Zeit vor dem Beitritt der Union zum COTIF-Übereinkommen, weshalb einige 
Bestimmungen aktualisiert werden müssen. Insbesondere müssen die Bestimmungen über die 
Stimmrechte der Union und die Feststellung der Beschlussfähigkeit (Artikel 20 und 21) 
geändert werden, um Artikel 38 des COTIF-Übereinkommens und die Vereinbarung 
zwischen der EU und der OTIF einzuhalten. Mit den anderen vorgeschlagenen Änderungen 
sollen ordnungsgemäße Verfahren der Generalversammlung sichergestellt werden, die auf 
bewährter internationaler Praxis und der bewährten Praxis der OTIF beruhen; sie sollten 
ebenfalls befürwortet werden. 

TOP 6: Wahl eines Generalsekretärs/einer Generalsekretärin für den Zeitraum vom 
1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 
Dokument(e): eingeschränkte Verteilung 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: entfällt 

TOP 7: OTIF-Mitgliedschaft – allgemeine Situation 
Dokument(e): SG-18032-AG 13/7 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: entfällt 

Standpunkt: entfällt 

TOP 8: Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen und Verbänden 
Dokument(e): SG-18048-AG 13/8 
Zuständigkeit: Union (geteilt und ausschließlich) 
Ausübung der Stimmrechte: Union 

Standpunkt: 
Ablehnung des Vorschlags des OTIF-Sekretariats, dass die Generalversammlung den 
Verwaltungsausschuss ermächtigen sollte, Konsultationsgruppen mit anderen internationalen 
Organisationen und Verbänden einzurichten oder aufzulösen und die Arbeitsweise dieser 
Gruppen zu überwachen. 

Vorschlag, dass die Generalversammlung gemäß Artikel 13 § 2 des COTIF-Übereinkommens 
beschließt, vorübergehend, d. h. für einen Zeitraum von vier Jahren, einen Ad-hoc-Ausschuss 
mit der Aufgabe einzusetzen, Konsultationsgruppen mit anderen internationalen 
Organisationen und Verbänden einzurichten oder aufzulösen und die Arbeitsweise dieser 
Gruppen zu überwachen. Die Union sollte berechtigt sein, sich im Einklang mit Artikel 5 
Absatz 1 der Beitrittsvereinbarung an der Arbeit des Ad-hoc-Ausschusses zu beteiligen. Die 
Tätigkeiten des Ausschusses sollten sich am OTIF-Arbeitsprogramm orientieren und mit 
diesem im Einklang stehen. 

Nach dem Vorschlag des OTIF-Sekretariats sollte die Generalversammlung beschließen, den 
Verwaltungsausschuss zu ermächtigen, Konsultationsgruppen mit anderen internationalen 
Organisationen und Verbänden einzurichten oder aufzulösen und die Arbeitsweise dieser 
Konsultationsgruppen zu überwachen. Zum jetzigen Zeitpunkt teilt die Union das Ziel, in den 
betreffenden Angelegenheiten ein gewisses Maß an Flexibilität zuzulassen. Dem Vorschlag 
selbst kann sie jedoch nicht zustimmen, da er im Wesentlichen vorsieht, dem 
Verwaltungsausschuss eine neue Aufgabe zu übertragen, die über die in Artikel 15 § 2 des 
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COTIF-Übereinkommens vorgesehenen Aufgaben hinausgeht, ohne dass das 
Übereinkommen nach den anwendbaren Verfahren förmlich geändert wird. 

Da die Union jedoch das allgemeine Ziel teilt, schlägt sie vor, dass die Generalversammlung 
gemäß Artikel 13 § 2 des COTIF-Übereinkommens beschließt, vorübergehend einen Ad-hoc-
Ausschuss mit der Aufgabe einzusetzen, Konsultationsgruppen mit anderen internationalen 
Organisationen und Verbänden einzurichten oder aufzulösen und die Arbeitsweise dieser 
Konsultationsgruppen zu überwachen. In diesem Zusammenhang ist zu berücksichtigen, dass 
diese Aufgaben in allen Bereichen praktische Auswirkungen auf die Entwicklung von 
Vorgaben auf OTIF-Ebene haben. Es ist daher sicherzustellen, dass die Union bei diesen 
Tätigkeiten gemäß Artikel 5 Absatz 1 der Beitrittsvereinbarung in vollem Umfang beteiligt 
wird.  

Ein Zeitraum von vier Jahren sollte ausreichen, um vor Ablauf beurteilen zu können, ob die 
gewonnenen Erfahrungen ausreichen. Ist dies der Fall, könnte nach einer angemessenen 
Vorbereitung eine Änderung des Übereinkommens zur Einführung einer strukturellen Lösung 
in Betracht gezogen werden, die den in Artikel 5 Absatz 1 der Beitrittsvereinbarung 
vorgesehenen Garantien für die Union Rechnung trägt.  

TOP 9 – Haushaltsrahmen 
Dokument(e): eingeschränkte Verteilung 
Zuständigkeit: Mitgliedstaaten 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: entfällt 

Nach Artikel 4 der EU-OTIF-Vereinbarung leistet die Union keinen Beitrag zum Haushalt der 
OTIF und wirkt an den Beschlüssen über den Haushalt nicht mit. 

TOP 10: Teilrevision des Grundübereinkommens – Änderung des Verfahrens zur 
Revision des COTIF 
Dokument(e): SG-18035-AG 13/10 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: Unterstützung der Änderung des Artikels 34 §§ 3 bis 6 des COTIF-
Übereinkommens und Billigung der Änderungen des entsprechenden erläuternden Berichts. 

Wie die Gespräche bei der 26. Tagung des Revisionsausschusses zu diesem Thema ergeben 
haben, ist es erforderlich und angemessen, die vorgeschlagene Änderung des COTIF-
Übereinkommens zu unterstützen, wonach ein fester Zeitraum (36 Monate) für das 
Inkrafttreten der von der Generalversammlung beschlossenen Änderungen der Anhänge 
vorgesehen wird, einschließlich einer Flexibilitätsklausel, nach der diese Frist im Einzelfall 
verlängert werden kann, wenn dies von der Generalversammlung mit der in Artikel 14 § 6 des 
COTIF-Übereinkommens vorgesehenen Mehrheit beschlossen wurde. 

Der Vorschlag zielt darauf ab, das Verfahren zur Revision des COTIF-Übereinkommens im 
Hinblick auf eine kohärente und rasche Umsetzung von Änderungen des Übereinkommens 
und seiner Anhänge zu verbessern und zu erleichtern und nachteilige Auswirkungen des 
derzeit langwierigen Revisionsverfahrens zu verhindern, wie beispielsweise das Risiko, dass 
es intern zu einem Missverhältnis zwischen den vom Revisionsausschuss und den von der 
OTIF-Generalversammlung angenommenen Änderungen und extern zu einem Missverhältnis 
vor allem gegenüber dem Unionsrecht kommt. 
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TOP 11: Teilrevision der ER CIM – Bericht des Generalsekretärs 
Dokument(e): SG-18036-AG 13/11 
Zuständigkeit: Union (geteilt und ausschließlich) 
Ausübung der Stimmrechte: Union (falls eine Abstimmung stattfindet) 

Standpunkt: Zurkenntnisnahme des Berichts des Generalsekretärs und Anweisung an den 
Generalsekretär, der 14. Tagung der Generalversammlung einen Bericht in Bezug auf 
Zollfragen und die Digitalisierung von Frachtbeförderungsdokumenten sowie, falls 
erforderlich, Vorschläge zur Änderung der ER CIM vorzulegen. 

TOP 12: Teilrevision der ER CUI 
Dokument(e): SG-18037-AG 13/12 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: 
Unterstützung der Änderungen des Titels sowie der Artikel 1, 3, 5 (§ 1), 5bis (§§ 1 und 2), 7 
(§ 2), 8, 9 (§ 1) und 10 (§ 3) der ER CUI und Billigung der Änderungen des entsprechenden 
erläuternden Berichts. 

Unterstützung der Änderungen der Artikel 2 (§ 1 Buchstabe a Nr. 3) und 6 (§ 1 Buchstabe e) 
des COTIF-Übereinkommens im Hinblick auf die Änderungen der ER CUI. 

Im Einklang mit den auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses im Februar 2018 
gebilligten Änderungen zielen die Änderungen im Wesentlichen darauf ab, den 
Anwendungsbereich der ER CUI zu klären; dazu wird in Artikel 3 die Definition des Begriffs 
„internationaler Eisenbahnverkehr“ eingeführt, der „einen Verkehr [bezeichnet], der die 
Nutzung einer internationalen Trasse oder mehrerer aufeinanderfolgender Trassen erfordert, 
die sich in mindestens zwei Staaten befinden und von den betroffenen Infrastrukturbetreibern 
koordiniert sind“, und Artikel 1 (Anwendungsbereich) wird unter Beibehaltung der 
Verknüpfung mit den ER CIV und den ER CIM entsprechend angepasst. So soll sichergestellt 
werden, dass die ER CUI für ihren vorgesehenen Zweck, d. h. im internationalen 
Eisenbahnverkehr, systematischer angewendet werden. 

Die vorgeschlagenen Änderungsentwürfe stehen mit den Definitionen und Bestimmungen der 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union in Bezug auf die Verwaltung der 
Eisenbahninfrastruktur und die Koordinierung zwischen den Infrastrukturbetreibern (z. B. 
Artikel 40, 43 und 46 der Richtlinie 2012/34/EU (Neufassung)) im Einklang. Der 
vorgeschlagene Änderungsentwurf zu Artikel 8 (Haftung des Betreibers) ist im Wesentlichen 
redaktioneller Art und lässt den Anwendungsbereich und den materiellen Inhalt der 
Bestimmung unberührt. Die vorgeschlagenen Änderungen des Artikels 9 sowie der Artikel 3, 
5, 5bis, 7 und 10 sind rein redaktioneller Art. 

TOP 13: Teilrevision der ER ATMF 
Dokument(e): SG-18038-AG 13/13 
Zuständigkeit: Union (ausschließlich) 
Ausübung der Stimmrechte: Union 

Standpunkt: Unterstützung der vom OTIF-Sekretariat vorgeschlagenen Teilrevision der ER 
ATMF. 
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Auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses wurde aus den nachstehend beschriebenen 
Gründen eine Teilrevision der ER ATMF beschlossen. Diese Revision umfasste jedoch auch 
einige kleinere redaktionelle oder sprachliche Änderungen der Artikel 1, 3 und 9 der ER 
ATMF, für die der Revisionsausschuss nicht zuständig ist. Diese sollten daher von der 
Generalversammlung beschlossen werden. 

Die Bestimmungen der ER ATMF sind mit den Bestimmungen der EU-
Interoperabilitätsrichtlinie 2008/57/EG und Teilen der Richtlinie 2009/49/EG über die 
Eisenbahnsicherheit vereinbar. Mit der Annahme des vierten Eisenbahnpakets hat die Union 
mehrere Bestimmungen dieser Rechtsvorschriften geändert. Auf der Grundlage einer Analyse 
der Kommission bereiteten das OTIF-Sekretariat und die entsprechende Arbeitsgruppe 
Änderungen der Artikel 2, 3a, 5, 6, 7, 10, 10b, 11 und 13 der ER ATMF vor. Diese sind 
notwendig, um die Terminologie mit den neuen EU-Bestimmungen abzustimmen und um 
einigen verfahrenstechnischen Änderungen in der EU Rechnung zu tragen, insbesondere der 
Tatsache, dass die Eisenbahnagentur der EU für die Erteilung von Fahrzeuggenehmigungen 
zuständig sein wird. Das Grundkonzept der ATMF ist von den vorgeschlagenen Änderungen 
nicht betroffen.  

TOP 14: Neuer Anhang H über den sicheren Betrieb von Zügen im internationalen 
Verkehr 
Dokument(e): SG-18039-AG 13/14.1; SG-18040-AG 13/14.2 
Zuständigkeit: Union (ausschließlich) 
Ausübung der Stimmrechte: Union 

Standpunkt: 
Unterstützung (SG-18039-AG 13/14.1) der Aufnahme eines neuen Anhangs H über den 
sicheren Betrieb von Zügen im internationalen Verkehr in das COTIF-Übereinkommen und 
Billigung der Änderungen des entsprechenden erläuternden Berichts. 

Unterstützung (SG-18040-AG 13/14.2) der Änderungen der Artikel 2 (§ 1), 6 (§ 1), 20 (§§ 1 
und 2), 33 (§§ 4 und 6) und 35 (§§ 4 und 6) des COTIF-Übereinkommens, die für die 
Aufnahme des neuen Anhangs H notwendig sind, und Billigung der Änderungen des 
entsprechenden erläuternden Berichts. 
Der Entwurf des neuen Anhangs H enthält Bestimmungen zur Regelung des sicheren Betriebs 
von Zügen im internationalen Verkehr, um das COTIF-Übereinkommen mit den 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union in Einklang zu bringen und die Interoperabilität 
über die Europäische Union hinaus zu unterstützen. Der vorgeschlagene Text steht mit den 
Bestimmungen der neuen Richtlinie (EU) 2016/798 über die Eisenbahnsicherheit und dem 
damit verbundenen Sekundärrecht im Einklang. Wie zuvor ausgeführt, müssen im Hinblick 
auf die Aufnahme dieses neuen Anhangs H auch einige Bestimmungen des COTIF-
Übereinkommens geändert werden. 

Die vorgeschlagenen Texte werden der Generalversammlung gemäß einem auf der 
26. Tagung des Revisionsausschusses gefassten Beschluss übermittelt und stehen mit dem 
Standpunkt, den die Union bereits vor der Tagung des Revisionsausschuss festgelegt hat, 
vollständig im Einklang. 

TOP 15: Allgemeine Diskussion über die Notwendigkeit harmonisierter 
Zugangsbedingungen 
Dokument(e): SG-18041-AG 13/15 
Zuständigkeit: Union (ausschließlich) 
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Ausübung der Stimmrechte: Union 

Standpunkt: Unterstützung des Vorschlags des OTIF-Sekretariats, den Generalsekretär zu 
beauftragen, die Arbeit an der Entwicklung eines nicht bindenden Rechtsrahmens über die 
Bedingungen für den Netzzugang im internationalen Eisenbahnverkehr gemäß den Leitlinien 
in Abschnitt VI des Dokuments SG-18041-AG 13/15 im Rahmen der Arbeitsgruppe von 
Rechtssachverständigen und in Zusammenarbeit mit zuständigen internationalen 
Organisationen und Verbänden fortzusetzen. 

Der Gegenstand – die Bedingungen für den Zugang zum Eisenbahnnetz – wird auf EU-Ebene 
in der Richtlinie 2012/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. November 
2012 zur Schaffung eines einheitlichen europäischen Eisenbahnraums (Neufassung) geregelt. 
Wie die Gespräche auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses im Februar 2018 zu diesem 
Thema ergeben haben, ist es angezeigt, die Initiative der OTIF zur Entwicklung eines nicht 
bindenden Rechtsrahmens über die Bedingungen für den Netzzugang im Eisenbahnverkehr 
weiterhin zu unterstützen, um den internationalen Eisenbahnverkehr über die EU hinaus zu 
erleichtern und zu verbessern. 

TOP 16: Einheitliches Eisenbahnrecht – Bericht des Generalsekretärs 
Dokument(e): SG-18042-AG 13/16 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: 
Zurkenntnisnahme des Berichts des Generalsekretärs und Auftrag an den Generalsekretär, die 
Zusammenarbeit mit der UNECE im Rahmen der Initiative zum einheitlichen Eisenbahnrecht 
fortzusetzen. 

Beauftragung des Verwaltungsausschusses, Folgemaßnahmen in Bezug auf die UNECE-
Initiative zum einheitlichen Eisenbahnrecht zu treffen und, soweit möglich, eine beratende 
Stellungnahme zu allgemeinen politischen Fragen abzugeben, und Beauftragung der 
Arbeitsgruppe von Rechtssachverständigen, Folgemaßnahmen in Bezug auf die UNECE-
Initiative zum einheitlichen Eisenbahnrecht zu treffen und, soweit möglich, eine beratende 
Stellungnahme zu rechtlichen Fragen abzugeben. 

Anweisung an den Generalsekretär und die Arbeitsgruppe von Rechtssachverständigen, in 
Abstimmung mit dem Verwaltungsausschuss Lösungen für eine geeignete OTIF-Beteiligung 
an der Verwaltung verbindlicher Rechtsinstrumente zu prüfen und vorzuschlagen, in die die 
im Rahmen der UNECE-Initiative zum einheitlichen Eisenbahnrecht entwickelten 
Vorschriftenentwürfe für den Vertrag über die internationale Eisenbahnbeförderung von 
Gütern aufgenommen werden könnten, und Anweisung an den Generalsekretär, der 
14. Generalversammlung dazu einen Bericht vorzulegen. 
Wenngleich einheitliche internationale Rechtsvorschriften im Vergleich zu den zwei derzeit 
bestehenden Rechtssystemen Vorteile für den Eisenbahnverkehr auf dem ganzen eurasischen 
Kontinent bringen würden, könnte ein solches einheitliches System nur mit einer klaren 
Zusage und der Beteiligung der OSShD und der OTIF und ihrer Mitglieder entwickelt 
werden, da ansonsten ein drittes internationales Rechtssystem entwickelt würde und die 
Vorschriften für den internationalen Eisenbahnverkehr weiter fragmentiert würden. Es ist 
daher erforderlich, dass die bestehenden Organisationen vor der Einführung eines 
umfassenden Rechtssystems eine Entscheidung zur Koordination dieses Ziels treffen. Daher 
ist es erforderlich und angemessen sicherzustellen, dass die OTIF bei diesem Verfahren auch 
weiterhin einbezogen wird, insbesondere durch die Tätigkeiten ihres Verwaltungsausschusses 
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und ihrer Arbeitsgruppe von Rechtssachverständigen, und dass auf der nächsten Tagung der 
Generalversammlung über die Fortschritte der Arbeit im Rahmen der UNECE berichtet wird. 

TOP 17: Arbeitsgruppe von Rechtssachverständigen 
Dokument(e): SG-18046-AG 13/17 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: 
Unterstützung der Einrichtung einer beratenden Arbeitsgruppe von Rechtssachverständigen, 
die Änderungsentwürfe oder Ergänzungen des Übereinkommens erarbeitet, Rechtsberatung 
und -unterstützung erbringt, die Funktionsweise und Umsetzung des COTIF-
Übereinkommens unterstützt und erleichtert, die Anwendung und Umsetzung des COTIF-
Übereinkommens überwacht und bewertet und für OTIF-Mitglieder als Forum für die 
Äußerung und Erörterung relevanter rechtlicher Fragen fungiert. 

Beauftragung des Generalsekretärs, den zuständigen Organen der OTIF Schlussfolgerungen 
und Vorschläge der Arbeitsgruppe zur Berücksichtigung und/oder Entscheidung vorzulegen. 

Anweisung an den Generalsekretär, auf der 14. Tagung der Generalversammlung einen 
Bericht über die Tätigkeiten der Arbeitsgruppe vorzulegen. 
Wie die Gespräche auf der 26. Tagung des Revisionsausschusses im Februar 2018 zu diesem 
Thema ergeben haben, ist es angezeigt, die Einrichtung einer ständigen Arbeitsgruppe von 
Rechtssachverständigen innerhalb der OTIF zu unterstützen, die die Arbeit der bestehenden 
Organe im Rechtsbereich unterstützt und erleichtert und eine effektive Verwaltung des 
COTIF-Übereinkommens sicherstellt. 

TOP 18: Tätigkeitsbericht des Verwaltungsausschusses für den Zeitraum vom 
1. Oktober 2015 bis 30. September 2018 
Dokument(e): eingeschränkte Verteilung 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: entfällt 

TOP 19: Wahl des Verwaltungsausschusses für den Zeitraum vom 1. Oktober 2018 bis 
30. September 2021 (Zusammensetzung und Vorsitz) 
Dokument(e): eingeschränkte Verteilung 
Zuständigkeit: Union (geteilt) 
Ausübung der Stimmrechte: Mitgliedstaaten 

Standpunkt: entfällt 

TOP 20: Voraussichtliches Datum der 14. Generalversammlung 

Dokument(e): entfällt 
Zuständigkeit: entfällt 
Ausübung der Stimmrechte: entfällt 

Standpunkt: entfällt 
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TOP 21: Verschiedenes 

Dokument(e): nicht verfügbar 
Zuständigkeit: entfällt 
Ausübung der Stimmrechte: entfällt 

Standpunkt: entfällt 

TOP 22: Mandate der Generalversammlung 

Dokument(e): zu ergänzen 
Zuständigkeit: zu ergänzen 
Ausübung der Stimmrechte: zu ergänzen 

Standpunkt: zu ergänzen 

TOP 23: Ausschussberichte (soweit erforderlich) 

Dokument(e): nicht verfügbar 
Zuständigkeit: entfällt 
Ausübung der Stimmrechte: entfällt 

Standpunkt: entfällt 

TOP 24: Annahme von Beschlüssen, Mandaten, Empfehlungen und sonstigen 
Dokumenten der Generalversammlung (endgültiges Dokument) 

Dokument(e): nicht verfügbar 
Zuständigkeit: Union (geteilt und ausschließlich) 
Ausübung der Stimmrechte: Union 

Standpunkt: Siehe die jeweiligen TOP. 
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